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Erläuterungen 
zur Änderung der Verordnung zum Gesetz über die direkten Steu-
ern vom 14. November 2000 (Steuerverordnung, StV, SG 640.110)  

1. Ausgangslage 

Am 28. September 2018 hat das eidgenössische Parlament das Bundesgesetz über die Steuerre-
form und die AHV-Finanzierung (ehemals Steuervorlage [SV] 17) verabschiedet. Nachdem hier-
gegen das Referendum ergriffen wurde, haben die Schweizer Stimmberechtigten das Bundesge-
setz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung (STAF) anlässlich der Volksabstimmung 
vom 19. Mai 2019 mit 66,4 Prozent Ja-Stimmen gegen 33,6 Prozent Nein-Stimmen angenom-
men. Bereits zuvor, am 19. September 2018, hat der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt dem 
Basler Kompromiss zur Umsetzung der Steuervorlage 17 (Basler Steuerkompromiss) zuge-
stimmt. Das dagegen ergriffene Referendum wurde in der Volksabstimmung vom 10. Februar 
2019 verworfen bzw. der Basler Steuerkompromiss mit 79 Prozent Ja-Anteil angenommen. Mit 
Beschluss vom 26. Februar 2019 hat der Regierungsrat die Inkraftsetzung der einzelnen Geset-
zesbestimmungen beschlossen. Hiernach treten die Patentbox und weitere mit der Bundesreform 
verknüpfte Elemente per 1. Januar 2020 in Kraft. Im Rahmen der Umsetzung der Gesetzesvorla-
ge hat der Bundesrat an seiner Sitzung vom 13. November 2019 drei Verordnungen zum Bun-
desgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung gutgeheissen. Diese den Steuerteil 
betreffenden Änderungen treten auf den 1. Januar 2020 in Kraft. Den Steuerteil betreffen die 
Verordnung über die ermässigte Besteuerung von Gewinnen aus Patenten und vergleichbaren 
Rechten (Patentbox-Verordnung), die (für den Kanton Basel-Stadt mangels bundesrechtlicher 
Zulässigkeit eines Abzugs für Eigenkapitalzinsen nicht anwendbare) Verordnung über den steuer-
lichen Abzug auf Eigenfinanzierung juristischer Personen und die Änderung der Verordnung über 
die pauschale Steueranrechnung (neu: Verordnung über die Anrechnung ausländischer Quellen-
steuern). Aufgrund dessen wird auch eine Revision der Verordnung zum Gesetz über die direkten 
Steuern (Steuerverordnung, StV) vom 14. November 2000 notwendig.  

2. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

2.1 Erläuterungen zur Aufhebung von § 59 

Verordnung vom 14. November 2000 Änderungen per 1. Januar 2020 

§ 59    
1 Die Steuerausscheidung für juristische Personen 
mit steuerlicher Zugehörigkeit zu mehreren Kanto-
nen erfolgt nach den Regeln und Grundsätzen des 
Bundesrechts zur Vermeidung der interkantonalen 
Doppelbesteuerung.  
2 Die Steuerausscheidung für Geschäftsbetriebe und 
Betriebsstätten von juristischen Personen mit steuer-
licher Zugehörigkeit zum Kanton und zum Ausland 
erfolgt entweder nach objektmässiger oder nach 
quotenmässiger Methode. Die einmal gewählte Aus-
scheidungsmethode wird beibehalten, soweit nicht 
begründete Umstände einen erneuten Wechsel 

§ 59 Aufgehoben. 
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rechtfertigen.  

 
In § 59 StV wird die Steuerausscheidung für juristische Personen mit steuerlicher Zugehörigkeit 
zu mehreren Kantonen (Abs. 1) sowie für Geschäftsbetriebe und Betriebsstätten von juristischen 
Personen mit steuerlicher Zugehörigkeit zum Kanton und zum Ausland geregelt (Abs. 2). Neu ist 
die Steuerausscheidung vollumfänglich in § 61 Abs. 3 und 4 des revidierten Gesetzes über die 
direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 geregelt. § 61 Abs. 3 nStG1 regelt, wie der 
Gewinn und das Kapital von juristischen Personen bei interkantonalen und internationalen Ver-
hältnissen repartiert werden (Steuerausscheidung) und entspricht Art. 52 Abs. 3 des Bundesge-
setzes über die direkte Bundessteuer (DBG) vom 14. Dezember 1990. Bei internationalen Ver-
hältnissen wird die Steuerausscheidung nach der objektmässigen Methode vorgenommen. Dabei 
kann ein schweizerisches Unternehmen Verluste aus einer ausländischen Betriebstätte mit inlän-
dischen Gewinnen verrechnen, soweit solche Verluste nicht im Betriebsstättestaat in Abzug ge-
bracht werden konnten. Die übernommenen Verluste werden durch die Schweiz nachträglich in 
den folgenden sieben Jahren in dem Umfang besteuert, in dem die ausländische Betriebstätte 
Gewinne erzielt, mit welchen die Verlustvorträge im Betriebsstättestaat verrechnet werden kön-
nen. Verluste aus ausländischen Liegenschaften können in der Schweiz lediglich dann in An-
rechnung gebracht werden, wenn im betreffenden Land auch eine Betriebstätte unterhalten wird 
und es sich nicht um reine Kapitalanlageliegenschaften handelt. Juristische Personen mit Sitz 
und tatsächlicher Verwaltung im Ausland, die in der Schweiz lediglich aufgrund wirtschaftlicher 
Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, haben nach der in § 61 Abs. 4 nStG statuierten objektmässigen 
Ausscheidungsmethode nur den im Kanton erzielten Gewinn und das im Kanton gelegene Kapital 
zu versteuern. Mit der Übernahme der DBG-Regelung durch Änderung von § 61 Abs. 3 StG und 
der neuen Regelung von § 61 Abs. 4 nStG wird § 59 Abs. 1 und Abs. 2 StV obsolet, weshalb die 
Bestimmung ersatzlos aufzuheben ist. 

2.2 Erläuterungen zu § 67a 

 § 67a 
1 Für die Anwendung von § 69b des Steuerge-
setzes gilt die Verordnung über die ermässigte 
Besteuerung von Gewinnen aus Patenten und 
vergleichbaren Rechten (Patentbox-
Verordnung) vom 13. November 2019. 
 

 

  

Gemäss § 24b Abs. 4 des revidierten Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten 
Steuern der Kantone und Gemeinden (nStHG) vom 14. Dezember 1990 erlässt der Bundesrat (im 
Zusammenhang mit der STAF) weiterführende Bestimmungen, insbesondere: a. zur Berechnung 
des ermässigt steuerbaren Reingewinns aus Patenten und vergleichbaren Rechten, namentlich 
zum Nexusquotienten; b. zur Anwendung der Regelung auf Produkte, die nur geringe Abwei-
chungen voneinander aufweisen und denen dieselben Patente und vergleichbaren Rechte zu-
grunde liegen; c. zu den Dokumentationspflichten; d. zum Beginn und Ende der ermässigten Be-
steuerung; und e. zur Behandlung der Verluste aus Patenten und vergleichbaren Rechten. 
Gestützt auf diese Bestimmung hat der Bundesrat die Verordnung über die ermässigte Besteue-
rung von Gewinnen aus Patenten und vergleichbaren Rechten erlassen. Die Anwendung dieser 
Verordnung ist für die Kantone verbindlich, weshalb lediglich pauschal auf die Anwendbarkeit der 
Bundesverordnung zu verweisen ist. Für die inhaltlichen Einzelheiten sei auf die Erläuterungen 
des Eidgenössischen Finanzdepartements (EFD) zur Verordnung über die ermässigte Besteue-
rung von Gewinnen aus Patenten und vergleichbaren Rechten (Patentbox-Verordnung) vom 13. 
November 20192 verwiesen.  

                                                
1 Steuergesetz. 
2 https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/59101.pdf. 
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2.3 Erläuterungen zur Aufhebung von §§ 71-77 und 123 

§ 71  
1 Holdinggesellschaften im Sinne von § 78 StG 
üben Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Ver-
waltung des eigenen beweglichen oder unbeweg-
lichen Vermögens oder mit der Führung ihres 
Konzerns (strategisches Management) aus.  
2 Holdinggesellschaften dürfen keine Geschäftstä-
tigkeit in der Schweiz ausüben. Als Geschäftstä-
tigkeit gelten die aktive Teilnahme am Wirt-
schaftsverkehr, namentlich die Fabrikation, der 
Handel, die Erbringung von Dienstleistungen, die 
Ausübung von Treuhandfunktionen für Dritte, die 
Akquisition, die Werbung und die Vermittlung von 
Geschäften.  
3 Mit dem Holdingprivileg vereinbar sind konzern-
mässig begründete Tätigkeiten für andere Kon-
zerngesellschaften mit Sitz in der Schweiz wie die 
Ausübung geschäftsführender Funktionen (opera-
tives Management), die Erbringung betrieblicher 
Dienstleistungen oder die Verwaltung und Verwer-
tung von Immaterialgütern und Lizenzen, sofern 
sie von untergeordneter Bedeutung sind. Unter-
geordnet sind solche Tätigkeiten, wenn die Sum-
me der Nettoentgelte, die die Holdinggesellschaft 
für Tätigkeiten für diese anderen Konzerngesell-
schaften (Management Fees und dergl. abzüglich 
den zurechenbaren Aufwendungen) bezieht, nicht 
mehr ausmacht als ein Drittel der Summe aller 
Beteiligungserträge (ohne Kapitalgewinne) aus 
massgeblichen Beteiligungen im Sinne von § 77 
Abs. 1 StG an grundsätzlich nicht der privilegier-
ten Besteuerung im Sinne der §§ 78 und 79 StG 
unterliegenden Gesellschaften mit Sitz in der 
Schweiz. Das dieses Verhältnis übersteigende 
Nettoentgelt ist, soweit das Holdingprivileg nicht 
entzogen wird, in der Steuerperiode seines Zu-
fliessens steuerbar.  
4 Mit dem Holdingprivileg vereinbar sind konzern-
mässig begründete Tätigkeiten für andere Kon-
zerngesellschaften mit Sitz im Ausland.  
5 Holdinggesellschaften können eine Geschäftstä-
tigkeit im Ausland ausüben, sofern diese Tätigkeit 
in einer ausländischen Betriebsstätte verrichtet 
wird.  
 

 

 

§ 71 Aufgehoben. 

§ 72  
1 Die Beteiligungen oder die Beteiligungserträge einer 
Holdinggesellschaft müssen mindestens zwei Drittel 
ihrer gesamten Aktiven bzw. Erträge ausmachen.  
2 Als Beteiligungen gelten Aktien, Partizipations-
scheine, GmbH-Stammeinlagen und Genossen-
schaftsanteile. Als Beteiligungen gelten ferner Forde-
rungen gegenüber Tochtergesellschaften, die für 
diese wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital 
haben und als solches besteuert werden. Nicht als 
Beteiligungen gelten Anteile an Personengesellschaf-
ten, Genussscheine, Ansprüche aus Schuldverhält-

§ 72 Aufgehoben. 
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nissen wie Darlehen und Obligationenanleihen sowie 
Anteile an schweizerischen und ausländischen Anla-
gefonds und diesen gleichzustellenden Körperschaf-
ten. Die Mindestquote für Beteiligungen bestimmt 
sich aufgrund der Gewinnsteuerwerte gemäss Bilanz 
am Ende der Steuerperiode; sie kann auch anhand 
der Verkehrswerte aller Aktiven nachgewiesen wer-
den.  
3 Als Beteiligungserträge gelten die unmittelbar aus 
einer Beteiligung fliessenden Erträge. Als Beteili-
gungserträge gelten auch Kapitalgewinne aus der 
Veräusserung von massgeblichen Beteiligungen im 
Sinne von § 77 Abs. 1 StG.  
4 Eine vorübergehende Unterschreitung der Mindest-
quoten führt nicht zum Verlust des Holdingprivilegs, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen innerhalb 
einer Anpassungsfrist von drei Jahren erfüllt werden. 
Diese Frist kann um ein weiteres Jahr verlängert 
werden, wenn konkrete Kaufofferten vorliegen. Die 
Veranlagung findet während der Anpassungsfrist 
unter dem Vorbehalt der rückwirkenden ordentlichen 
Besteuerung statt.  

 
§ 73  
1 Erträge aus im Kanton gelegenem Grundeigentum 
sowie Erträge aus einer nicht untergeordneten Tätig-
keit im Sinne von § 71 Abs. 3 sind nach ordentlichem 
Tarif steuerbar.  
2 Die übrigen Einkünfte sind steuerfrei.  
3 Die Aufwendungen und Verluste sind auf die Ein-
künfte gemäss Abs. 1 bis 2 zu verteilen. § 76 Abs. 5 
gilt sinngemäss.  
4 Bestimmend für den Steuersatz sind die der Be-
steuerung unterliegenden Erträge. Bestimmend für 
das Verhältniskapital ist das gesamte steuerbare 
Eigenkapital zu Beginn der Steuerperiode.  
 

§ 73 Aufgehoben. 

§ 74  
1 Verwaltungsgesellschaften verwalten ihr eigenes 
bewegliches oder unbewegliches Vermögen. Sie 
dürfen keine wesentliche Geschäftstätigkeit in der 
Schweiz ausüben.  
2 Verwaltungsgesellschaften können Hilfstätigkeiten 
für im Ausland ansässige Gesellschaften des schwei-
zerischen oder ausländischen Konzerns verrichten, 
dem sie angehören. Als Hilfstätigkeiten gelten Funk-
tionen, die primär für ausländische Gesellschaften 
des Konzerns erbracht werden, eng mit deren Ge-
schäftstätigkeit zusammenhängen und im Wesentli-
chen keinen Bezug zum schweizerischen Markt ha-
ben. Als Hilfstätigkeiten zählen namentlich Kontroll- 
und Koordinationsaufgaben, Finanzierungs-, Faktu-
rierungs- und Inkassofunktionen, Entwicklungs-, Ver-
kaufs- und Marketingstrategien, Vemittlungsgeschäf-
te auf der Basis von Kommissionen und Provisionen, 
die Verwaltung und Verwertung von nicht aus der 
Schweiz stammenden Immaterialgüterrechten, Pa-
tenten und Lizenzen sowie andere ähnliche Teilfunk-
tionen innerhalb des Konzerns.  
3 Mit der privilegierten Besteuerung vereinbar sind 

§ 74 Aufgehoben. 
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untergeordnete Hilfstätigkeiten für andere Konzern-
gesellschaften mit Sitz in der Schweiz. Als unterge-
ordnet gilt eine Hilfstätigkeit in der Schweiz, wenn 
das Bruttoentgelt dafür nicht mehr als 20 Prozent der 
gesamten Entgelte für alle von der steuerpflichtigen 
Gesellschaft geleisteten Hilfstätigkeiten ausmacht.  
 
§ 75    
1 Gemischte Gesellschaften üben eine ausschliess-
lich oder überwiegend auslandbezogene Geschäfts-
tätigkeit aus.  
2 Auslandbezogen ist eine Geschäftstätigkeit, wenn 
die Erbringung oder der Austausch von Leistungen 
sich ausschliesslich im Ausland auswirkt. Der Handel 
mit Waren und Produkten ist zulässig, sofern er sich 
ausschliesslich auf ausländischen Märkten abspielt. 
Nicht als auslandbezogen gelten die Einfuhr oder 
Ausfuhr von Waren und Produkten in die bzw. aus 
der Schweiz sowie die Erbringung von Dienstleistun-
gen in die oder aus der Schweiz.  
3 Mit der privilegierten Besteuerung vereinbar ist die 
Ausübung einer untergeordneten Geschäftstätigkeit 
in der Schweiz. Als untergeordnet gilt eine Geschäfts-
tätigkeit in der Schweiz, wenn sowohl die in der 
Schweiz erwirtschafteten Umsätze wie auch der da-
mit verbundene Aufwand nicht mehr als 20 Prozent 
des gesamten Umsatzes bzw. Aufwands der steuer-
pflichtigen Gesellschaft ausmachen.  
 

§ 75 Aufgehoben. 

§ 76 
1 Erträge aus massgeblichen Beteiligungen an 
schweizerischen oder ausländischen Gesellschaften 
sowie Kapital- und Aufwertungsgewinne auf solchen 
Beteiligungen sind steuerfrei. Als massgebliche Be-
teiligungen gelten im Sinne von § 77 Abs. 1 StG An-
teilsrechte am Grund- oder Stammkapital anderer 
Gesellschaften von mindestens 10 Prozent oder zum 
Verkehrswerte von mindestens 1 Million Franken.  
2 Die übrigen Einkünfte aus der Schweiz sind nach 
ordentlichem Tarif steuerbar. Als Einkünfte aus der 
Schweiz gelten insbesondere Einkünfte von in der 
Schweiz ansässigen Schuldnern, Kapitalerträge und 
Kapitalgewinne aus nicht massgeblichen Beteiligun-
gen an schweizerischen Gesellschaften, Erträge aus 
schweizerischem Grundeigentum sowie Einkünfte 
aus einer untergeordneten Hilfs- oder Geschäftstätig-
keit im Sinne von § 74 Abs. 3 oder § 75 Abs. 3.  
3 Die übrigen Einkünfte aus dem Ausland werden 
anteilig nach Massgabe der Bedeutung der in der 
Schweiz ausgeübten Verwaltungs- oder Geschäftstä-
tigkeit besteuert. Als Einkünfte aus dem Ausland 
gelten insbesondere Einkünfte von im Ausland an-
sässigen Schuldnern, Kapitalerträge und Kapitalge-
winne aus nicht massgeblichen Beteiligungen an 
ausländischen Gesellschaften und Erträge aus aus-
ländischem Grundeigentum.  
4 Die steuerbare Quote für Einkünfte aus dem Aus-
land gemäss Abs. 3 beträgt unter Vorbehalt von 
Abs. 4bis:  

a)  0 Prozent für Kapitalgesellschaften, Genossen-

§ 76 Aufgehoben. 
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schaften oder Stiftungen, die sich ausschliess-
lich auf die Verwaltung des eigenen Vermögens 
beschränken, keinerlei Hilfs- oder Geschäftstä-
tigkeit ausüben und weder Personal beschäfti-
gen noch über eigene Geschäftsräumlichkeiten 
verfügen;  

b)  10 Prozent für Kapitalgesellschaften, Genos-
senschaften oder Stiftungen, die mit oder ohne 
eigenem Personal Hilfstätigkeiten für Gesell-
schaften ihres in- oder ausländischen Konzerns 
versehen und im Ausland keinerlei, in der 
Schweiz höchstens eine völlig untergeordnete 
Geschäftstätigkeit ausüben;  

c)  15 Prozent für Kapitalgesellschaften, Genos-
senschaften oder Stiftungen, die eine aus-
schliesslich oder überwiegend auslandbezogene 
Geschäftstätigkeit ausüben.  

4bis Bei einem Gewinnsteuersatz nach § 76 des Steu-
ergesetzes von 6,5 Prozent beträgt die steuerbare 
Quote für Gesellschaften nach Abs. 4 lit. a und b 60 
Prozent und für Gesellschaften nach Abs. 4 lit. c 45 
Prozent.  
5 Die Aufwendungen und Verluste sind auf die Ein-
künfte gemäss Abs. 1 bis 3 zu verteilen:  

a)  die direkt zurechenbaren Finanzierungskosten 
und Aufwendungen werden objektmässig zuge-
wiesen;  

b)  die nicht direkt zurechenbaren Finanzierungs-
kosten werden den Erträgen aus massgeblichen 
Beteiligungen (Abs. 1) anteilig zugewiesen im 
Verhältnis des Gewinnsteuerwertes dieser Be-
teiligungen zum Gewinnsteuerwert der Gesamt-
aktiven am Ende der Steuerperiode;  

c)  die übrigbleibenden Finanzierungskosten sowie 
die übrigen nicht direkt zurechenbaren Aufwen-
dungen werden anteilig im Verhältnis der Netto-
einkünfte (übrige Einkünfte nach Abzug der 
Aufwendungen gemäss lit. a und b) verlegt;  

d)  Verluste auf massgeblichen Beteiligungen kön-
nen nicht mit den übrigen Einkünften verrechnet 
werden;  

e)  Verluste aus übrigen Quellen werden mit den 
steuerbaren Einkünften aus der Schweiz bzw. 
aus dem Ausland verrechnet.  
 

 

§ 77  
1 Bestimmend für den Steuersatz sind die der Be-
steuerung unterliegenden steuerbaren Erträge ge-
mäss § 76 Abs. 2 und 3.  
2 Bestimmend für das Verhältniskapital ist das ge-
samte steuerbare Eigenkapital zu Beginn der Steuer-
periode.  
 

§ 77 Aufgehoben. 

§ 123  
1 Die privilegierte Besteuerung für Holding- und Do-
mizilgesellschaften erfolgt nur auf Antrag hin.  
2 Holding- und Domizilgesellschaften unterliegen dem 
ordentlichen Veranlagungsverfahren.  
3 Domizilgesellschaften haben über Art und Herkunft 

§ 123 Aufgehoben. 
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ihrer Einkünfte im Sinne von § 76 mittels einer ge-
mäss Weisungen der Steuerverwaltung aufgeglieder-
ten Aufstellung (Spartenrechnung) glaubhaft Auf-
schluss zu geben.  
 
 

Durch die Inkraftsetzung der STAF auf Bundesebene bzw. des Basler Steuerkompromisses auf 
Kantonsebene per 1. Januar 2020 werden die sog. Statusgesellschaften (Holding-, Domizil- und 
gemischte Gesellschaften) abgeschafft. Dementsprechend sind die damit in Zusammenhang ste-
henden Bestimmungen in der StV ersatzlos zu streichen.  

2.4 Erläuterungen zu § 142  

§ 142  
1 Die Verrechnungssteuer und der Steuerrückbehalt 
USA werden als Vorauszahlung auf den Beginn des 
Jahres der Fälligkeit der Einkommens- und Vermö-
genssteuer (Fälligkeitsjahr) angerechnet, soweit die 
steuerpflichtige Person im Verlaufe dieses Jahres 
Antrag auf ihre Rückerstattung mittels vollständig 
ausgefüllter Steuererklärung gestellt hat. Ansonsten 
erfolgt die Anrechnung auf den Zeitpunkt der Abgabe 
der Steuererklärung.  
2 Die pauschale Steueranrechnung wird auf den Zeit-
punkt der Fälligkeit der Einkommens- und Vermö-
genssteuer angerechnet.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2 Gemäss Verordnung über die Anrechnung aus-
ländischer Quellensteuern (VStA) vom 22. August 
1967 anrechenbare ausländische Quellensteuern 
werden auf den Zeitpunkt der Fälligkeit der Ein-
kommens- und Vermögenssteuer angerechnet. 
 
 

 
Anlässlich der Revision der bundesrechtlichen Verordnung über die pauschale Steueranrechnung 
vom 22. August 1967 wurde diese neu in Verordnung über die Anrechnung ausländischer Quel-
lensteuern (VStA) umbenannt. Diese Revision tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. In diesem Zusam-
menhang erfolgt auch eine Revision der auf der Verordnung über die Anrechnung ausländischer 
Quellensteuern (VStA) basierenden Verordnung 1 des EFD über die pauschale Steueranrech-
nung vom 6. Dezember 1967 (neu: Verordnung 1 des EFD über die Anrechnung ausländischer 
Quellensteuern). Diese tritt am 1. Februar 2020 in Kraft. In der StV war bislang von der „pauscha-
len Steueranrechnung“ die Rede (vgl. Titel vor § 142 StV sowie § 142 Abs. 2 StV). Aufgrund der 
Revision auf Bundesebene ist die Terminologie entsprechend anzupassen und der Vollständig-
keit halber neu explizit auf die Anwendbarkeit der Verordnung über die Anrechnung ausländi-
scher Quellensteuern (VStA) zu verweisen.  
 
 
Beilage: 
Synopse 
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